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Dienstgebäude: 

Friedrichstr. 62-80 

40217 Düsseldorf 

 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 129 

40217 Düsseldorf 

 

Telefon 0211 871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@im.nrw.de 

www.im.nrw 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 732, 736, 835, 

836, U71, U72, U73, U83 

Haltestelle: Kirchplatz 

Herrn 
Tim Herb 
 
per E-Mail an t.herb.8gwmtsfnvy@fragdenstaat.de 
 
 
 
 
 
 
Anfrage nach dem Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-
Westfalen, dem Umweltinformationsgesetz Nordrhein-Westfalen 
und dem Verbraucherinformationsgesetz 
Beschäftigung von Rainer Wendt 
 
 
E-Mail vom 04.03.2017 
 
Sehr geehrter Herr Herb, 
 
Ihrem Antrag vom 04.03.2017 auf Herausgabe sämtlichen Schriftver-
kehrs im Zusammenhang mit der Weiterbeschäftigung des Vorsitzenden 
der Deutschen Polizeigewerkschaft Rainer Wendt kann nicht entspro-
chen werden.  
 
Gemäß § 6 b) Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen (IFG 
NRW) ist der Antrag auf Informationszugang abzulehnen, soweit und 
solange durch die Bekanntgabe der Information der Verfahrensablauf 
eines anhängigen Verwaltungsverfahrens, eines Ordnungswidrigkeiten-
verfahrens, eines Disziplinarverfahrens oder der Erfolg einer bevorste-
henden behördlichen Maßnahme erheblich beeinträchtigt würde.   
 
Im vorliegenden Fall sind ein Disziplinarverfahren und ein Verwaltungs-
ermittlungsverfahren anhängig, in welchen die Umstände, die dazu ge-
führt haben, dass Herr Wendt keinen Dienst für das Land Nordrhein-
Westfalen mehr geleistet und trotzdem weiterhin eine Besoldung erhal-
ten hat, beleuchtet werden sollen. Bedingt durch das große politische 
und mediale Interesse an der Angelegenheit ist zu erwarten, dass der 
geordnete Verfahrensablauf und die sachgemäße Aufarbeitung erheb-
lich beeinträchtigt würden.  
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Ich weise darauf hin, dass gemäß § 13 Abs. 2 IFG NRW jeder das 
Recht hat, die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz als Beauftragte oder Beauftragter für das Recht auf Infor-
mation anzurufen. Das Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen gilt ent-
sprechend.  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf erhoben werden. Die Kla-
ge ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle erhoben werden. Falls die Frist durch eine von Ihnen be-
auftragte Person versäumt werden sollte, so ist dieses Verschulden 
Ihnen zuzurechnen.  
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form eingereicht werden. Das 
elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur versehen sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts 
übermittelt werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
gez. Baumeister  


